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Musterbescheid 
(in Rot notwendige Ergänzungen, falls Schutzgebiete betroffen sind)
Genehmigung zur gewerbsmäßigen Entnahme von Samen und Pflanzenteilen wildlebender Pflanzen sowie zu deren Be- und Verarbeitung gemäß § 39 Abs. 4 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zur Produktion gebietseigenen, regionalen Saatguts und Gehölzen
Hier: Ihr Antrag vom (Datum)

[bookmark: Anrede]Sehr geehrte Damen und Herren,
auf Ihren Antrag vom (Datum) ergeht folgender
[bookmark: TextAnfang]Genehmigungsbescheid
I. Zur gewerblichen Entnahme, Be- und Verarbeitung von Samen (Produktion von gebietseigenem, regionalem Saatgut) der in der Tabelle aufgeführten Pflanzenarten wird Ihnen nach § 39 Abs. 4 BNatSchG eine Genehmigung unter den nachstehend genannten Bedingungen und Auflagen erteilt.
	Pflanzenart
	Herkunft (VKG, Gemarkung)

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	


Es wird Ihnen zugleich die Genehmigung erteilt, die zugelassenen Handlungen in folgenden aufgeführten Schutzgebieten durchzuführen und zu diesem Zweck die Gebiete abseits der Wege zu betreten und mit Kraftfahrzeugen auf Wegen zu befahren:
	

	

	

	

	

	

	

	



Die Genehmigung gilt für alle von Ihnen mit der Durchführung der Sammlungen beauftragten Personen.

II. Nebenbestimmungen
1. Die Genehmigung ist befristet bis zum (Datum). Sie kann auf Antrag verlängert werden, wenn die Genehmigungsvoraussetzungen weiterhin vorliegen.

2. Die Genehmigung ergeht unter der aufschiebenden Bedingung, dass Ihrem Unternehmen ein gültiges Zertifikat für die Ernte von gebietsheimischen Gehölzen durch eine unabhängige hierfür entsprechend befugte Institution vorliegt. Diese muss nach dem Fachmodul „gebietseigene Gehölze“ von der deutschen Akkreditierungsstelle (DAkkS) akkreditiert sein. Das Zertifikat ist mir bis zum (Datum) in Kopie zuzusenden.

3. Die Genehmigung ergeht unter folgenden Auflagen:

3.1 Die Samenstände und Pflanzenteile der in Anspruch genommenen Bestände sind pfleglich, selektiv, kleinräumig (mosaikartig) sowie ausschließlich per Handabsammlung und bestandsschonend (d. h., ohne den Bestand der betreffenden Art am Entnahmeort zu gefährden) zu entnehmen. Handabsammlung schließt die Verwendung einer Sichel oder eines einfachen Messers oder einer einfachen Gartenschere ein, nicht jedoch die Verwendung motorbetriebener Geräte. Dabei ist die Menge der zu entnehmenden Samenbestände auf das für das Erreichen des Zweckes erforderliche Maß zu beschränken. Die Entnahme ist für max. 50 % des Gesamtbaumbestandes und davon max. 75 % des Behanges eines Einzelgehölzes zulässig. Bei der Entnahme von Stecklingen, Steckhölzern, Setzpflöcken, Setzstangen, Ruten, Sprößlingen und Wurzelstücken u. a. erfolgt die Entnahme ohne erhebliche Beeinträchtigung der Vitalität der einzelnen Gehölze.

Die jeweilige Aufenthaltsdauer vor Ort ist auf das geringst notwendige Maß zu begrenzen.

3.2 Die Inanspruchnahme von Vogelschutz-, FFH- und Naturschutzgebieten (ausgenommen Kernzonen in Naturschutzgebieten und Schutzzonen in Vogelschutzgebieten), Naturdenkmälern (flächenhafte Naturdenkmäler) und Geschützten Landschaftsbestandteilen für das Vorhaben ist nur zulässig, wenn außerhalb dieser Schutzgebiete keine ausreichenden Bestandsgrößen der betreffenden Arten mit den regionalen Eigenschaften zur Verfügung stehen und die Bestände in den Schutzgebieten durch die Entnahme nicht in ihrem Fortbestand gefährdet oder in erwünschter Ausbreitung behindert werden.

Das Befahren von Vogelschutz-, FFH- und Naturschutzgebieten (ausgenommen Kernzonen), Naturdenkmäler (flächenhafte Naturdenkmäler) und der Geschützten Landschaftsbestandteile ist nur auf Wegen und nur im für die Erreichung des Zweckes erforderlichen Umfang zulässig.

3.3 Vermeidbare Beeinträchtigungen der Tier- und Pflanzenwelt sind zu unterlassen, (z.B. durch Meidung von Brut- und Aufzuchtplätzen von Tieren, Vermeidung der Beeinträchtigung von Wuchsorten seltener, bestandsbedrohter Pflanzenarten und Pflanzengesellschaften). Bei Entdeckung von Nist- oder Fortpflanzungsstätten von Vögeln oder des Feststellens entsprechender Verhaltensmerkmale von Vögeln, die auf die Nähe von Nestern oder Jungvögeln schließen lassen (z. B. intensive Warnrufe, Futter tragende Altvögel, verleitende Altvögel, unselbstständige Jungvögel), sind diese Einflussbereiche unverzüglich zu verlassen.

3.4 Mindestens 14 Tage vor Beginn der beabsichtigten Absammlung sind die Unteren Naturschutzbehörden aller betroffenen Landkreise und kreisfreien Städte zu informieren. Der jeweiligen Unteren Naturschutzbehörde ist Gelegenheit zu geben, bestimmte Standorte bei Bedarf auszuschließen oder Maßnahmen einzuschränken (z. B. in Horstschutzzonen oder bei Vorkommen seltener Brutvogelarten, Vorkommen seltener Pflanzenarten).

3.5 Dem Landesbetrieb für Wasserwirtschaft-, Küsten- und Naturschutz unter gebietseigene-gehoelze@nlwkn.niedersachsen.de sowie den von den Sammlungen territorial jeweils betroffenen Landkreisen und kreisfreien Städten, sind jährlich bis zum 31.12. in geeigneter Weise (möglichst tabellarisch) folgende Angaben zu übermitteln:
· Gesammelte Arten (wissenschaftliche und triviale Bezeichnung),
· Geerntete Mengen pro Art/Entnahmestelle,
· Entnahmedatum und -orte für jede Art (möglichst bekannte ortsübliche Bezeichnungen sowie Erntebestandsnummer gemäß Erntebestandsregister),
· Namentliche Angabe des Schutzgebietes bei Betroffenheit (ebenfalls artbezogen).

3.6 Eine Kopie dieser Genehmigung ist bei der Entnahme von Saatgut im Gelände mitzuführen und auf Verlangen vorzuweisen.

4. Auflagenvorbehalt
Die Feststellung weiterer Auflagen oder eine nachträgliche Aufnahme, Änderung sowie Ergänzung von bestehenden Auflagen behalte ich mir vor, sofern dies zum Schutz der betreffenden Arten oder anderer Tier oder Pflanzenarten oder der betreffenden Gebiete erforderlich ist.

5. Widerrufsvorbehalt
[bookmark: _Hlk188959139]Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen vorstehende Nebenbestimmungen oder andere naturschutzrechtliche Vorschriften behalte ich mir den Widerruf der Genehmigung vor. Der Widerruf kann auch erfolgen, wenn dies zum Schutz der betreffenden Arten oder auch anderer Arten oder der betreffenden Gebiete erforderlich ist.

III. Hinweise
Private Rechte Dritter bleiben unberührt.

Gemäß BMU 2021 (Vorgaben des Fachmoduls „Gebietseigene Geholze") sind vor der Beerntung eines Pflanzenbestandes die Eigentümer bzw. Nutzer der betroffenen Grundstücke vor Beginn der Maßnahme in geeigneter Weise zu benachrichtigen.

Es besteht innerhalb von FFH-Gebieten kein Betretungs- bzw. Befahrensverbot zum Zwecke der Durchführung der Sammlung von gebietseigenem Saatgut.

IV. Kostenentscheidung
Die Kosten des Verfahrens haben Sie zu tragen. Über die Höhe der Kosten ergeht ein gesonderter Kostenfestsetzungsbescheid.

V. Begründung
Als Antragssteller begehren Sie eine naturschutzrechtliche Genehmigung für die gewerbsmäßige Entnahme von Samen und Pflanzenteilen wildlebender Pflanzen sowie zu deren Be- und Verarbeitung. Konkret begehren Sie die Entnahme sowohl von Früchten als auch deren Samen sowie von Stecklingen gebietseigener Gehölze in den Bereichen
(Platz für Individuellen Sachverhalt der UNB, sofern ein Schutzgebiet vorhanden ist, kann es hier benannt werden). 
Gemäß § 39 Abs. 4 BNatSchG bedürfen sowohl die gewerbsmäßige Entnahme als auch das Be- oder Verarbeiten wildlebender Pflanzen unbeschadet der Rechte der Eigentümer und sonstiger Nutzungsberechtigter der Genehmigung der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde. Das beabsichtigte, gewerbsmäßige Sammeln von Früchten und ihrer Samen gebietseigener Gehölze sowie deren Teile wie zum Beispiel Stecklinge stellt eine Entnahme dar und bedarf somit eine Genehmigung im vorgenannten Sinne. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Bestand der betreffenden Art am Ort der Entnahme nicht gefährdet und der Naturhaushalt nicht erheblich beeinträchtigt werden. Die Entnahme hat pfleglich zu erfolgen. Bei der Entscheidung über die Entnahme zu Zwecken der Produktion regionalen Saatguts sind die günstigen Auswirkungen auf die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen.

Für die Erteilung einer Genehmigung nach § 39 Abs. 4 BNatSchG i. V. m. § 32 Abs. 1 Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG) ist die untere Naturschutzbehörde zuständig. Gemäß § 31 Abs. 1 S. 1 NNatSchG nimmt der/die (konkrete UNB) die Aufgaben der unteren Naturschutzbehörde wahr.

Eine gemäß § 63 Abs. 3 BNatSchG i. V. m. § 28 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) erforderliche Anhörung der (Benennung der angehörten Institutionen/Verbände) ist erfolgt. 
(Platz für konkrete Anmerkungen der UNB).
[bookmark: _GoBack]
Die anerkannten Naturschutzverbände (Benennung der angehörten Institutionen/Verbände) sind am (Datum) gemäß § 63 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG i. V. m. § 38 Abs. 1 S. 1 NNatSchG über den Inhalt und Ort des Vorhabens in Kenntnis gesetzt und auf ihre Rechte hingewiesen worden.
(Platz für konkrete Anmerkungen der UNB).

Voraussetzungen für die Erteilung der Entnahmegenehmigung sind, dass der Bestand der betreffenden Art am Ort der Entnahme nicht gefährdet und der Naturhaushalt nicht erheblich beeinträchtigt werden.

Betroffene Arten im konkreten Gebiet sind (Benennung der Arten). Eine Gefährdung des Bestandes dieser Art(en) liegt nicht vor.
(Fachliche Ausführungen der UNB).

Auch eine erhebliche Beeinträchtigung des Naturhaushalts ist durch die beantragte Handlung nicht zu erwarten. Bei den beantragten Pflanzenarten handelt es sich um (Fachliche Ausführungen der UNB, z.B. häufige/seltene Arten; Schutzstatus der Arten). 

Es ist vorgesehen, lediglich die Früchte, ihre Samen sowie die Stecklinge zu beernten. 
(Fachliche Ausführungen der UNB, warum eine Ernte unproblematisch ist). 

Mit Ihrer Antragstellung sollen die Voraussetzungen geschaffen werden, um die zukünftige Versorgung mit gebietseigenem Pflanzenmaterial zu unterstützen. Gleichzeitig wird dabei der gesetzlichen Vorgabe des § 40 Abs. 1 Nr. 4 i. V. m. § 39 Abs. 4 BNatSchG, in der freien Natur ausschließlich gebietseigene Pflanzen innerhalb ihrer Vorkommensgebiete zu verwenden, Rechnung getragen.
Mit der vorliegenden Genehmigung wird eine landesweit einheitliche und praktikable Lösung zur Forderung des Einsatzes von regionalem Wildpflanzensaatgut und Pflanzenteilen herbeigeführt. 
Die Verwendung von Wildpflanzensaatgut gebietseigener Herkünfte dient dem Erhalt der genetischen Vielfalt als Teil der biologischen Vielfalt. Dieser Zielstellung entsprechend sind gemäß § 40 Abs. 1 BNatSchG in der freien Natur nur noch gebietseigene Herkünfte, also Pflanzen oder Saatgut, die ihren genetischen Ursprung in der jeweiligen Region haben, zu verwenden.
Das Interesse an der künftig möglichst dem Bedarf entsprechenden Bereitstellung regionalen Saatgutes ist hier gewichtiger zu bewerten als die anderen hier betroffenen Belange des Naturschutzes.
Auch Art. 16 Abs. 1 und 3 der Richtlinie 92/43/EWG steht dem Vorhaben nicht entgegen, da die Bestände und die Verbreitung der betreffenden Populationen oder Arten bei Einhaltung der Auflagen nicht nachteilig beeinflusst werden. Die festgelegten Maßnahmen stellen sicher, dass erhebliche Störungen der Tiere und Pflanzen der betreffenden Schutzgebiete nicht zu befürchten sind und damit auch erhebliche Beeinträchtigungen für die NATURA 2000-relevanten Schutzgüter (auch für die hierfür relevanten Art. 12, 13 der FFH-Richtlinie) ausgeschlossen werden können.
Es wird empfohlen, die gesammelten Chargen entsprechend der niedrigsten taxonomischen Ebene der „Liste der Gefäßpflanzen Deutschlands“ (Buttler et al. 2018) zu bestimmen/benennen und zu vermehren. Einerseits besteht dann Klarheit über das betreffende Taxon, andererseits kann dann auf Kundenwünsche besser reagiert werden. Zur behördlichen Kontrolle sind die weiterhin zutreffenden Angaben zu den Entnahmemengen ausreichend.

Von dem beantragten Vorhaben sind die Schutzgebiete (Benennung der NSG) in den Landkreisen (Benennung der LK) betroffen.
Das Verlassen der Wege ist nach den jeweiligen Verordnungen bzw. Behandlungsrichtlinien in den Naturschutzgebieten und in den Schutzzonen nicht gestattet. Zudem sind alle Handlungen verboten, die die Vogelschutz-, FFH- und Naturschutzgebiete oder einzelne ihrer Bestandteile zerstören, beschädigen, verändern oder zu einer nachhaltigen Beeinträchtigung fuhren können. Dazu zählt u. a. auch, Pflanzen zu entnehmen, zu beschädigen oder Teile von Ihnen abzutrennen. Vergleichbare Regelungen enthalten i. d. R. auch die überwiegende Zahl der Schutzvorschriften für die flächenhaften Naturdenkmäler und z.T. auch die für die geschützten Landschaftsbestandteile.
Gemäß § 67 Abs. 1 S. 1 BNatSchG i. V. m. § 41 NNatSchG kann von den Geboten und Verboten des BNatSchG, einer Rechtsverordnung nach § 67 BNatSchG sowie nach dem Naturschutzrecht der Länder auf Antrag Befreiung gewahrt werden, wenn dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist oder, die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung führen würde und die Abweichung mit den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar ist.
(konkrete Abwägung und Ausführung der UNB).
Das Vorhaben dient aus vorgenannten Gründen überwiegend öffentlichen Interessen, so dass eine Befreiung nach § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG von Verboten der o. g. betreffenden Schutzgebietsvorschriften (mit Ausnahme des Befahrens außerhalb der Wege) erteilt werden kann.

Die verfügten Nebenbestimmungen sind nach § 1 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG) i. V. m. § 36 Abs. 2 Nr. 1 VwVfG zulässig, da sie dem Zweck der Genehmigung nicht zuwiderlaufen:
· Die Befristung ist erforderlich, um einerseits nach deren Ablauf eine erneute gezielte Überprüfung der Regelungsmechanismen des Bescheides vornehmen zu können und andererseits dem Antragsteller einen angemessenen Handlungszeitraum (mit der bereits aufgezeigten Option der Verlängerung der Genehmigung) zur Verfügung zu stellen.
· Durch die Auflagen 3.1 bis 3.4 wird sichergestellt, dass vermeidbare Störungen unterbleiben, wobei der Zweck des Vorhabens erreichbar bleibt.
· Die Auflagen 3.5 bis 3.7 dienen der Information der zuständigen Behörden sowie der Kontrollmöglichkeit und der Überprüfbarkeit von zugelassenen Handlungen durch die zuständigen Behörden. Insbesondere durch die unter Einbeziehung der unteren Naturschutzbehörden durchzuführende Bestimmung der konkreten Entnahmeorte wird eine hinreichende Berücksichtigung von Naturschutzbelangen gewährleistet.
· Um auf das eventuelle Eintreten unvorhersehbarer Situationen zum Schutz der betroffenen Arten oder der Gebiete angemessen reagieren zu können, wurde der Auflagenvorbehalt gem. § 1 NVwVfG i. V. m. § 36 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG aufgenommen.
· Der Widerrufsvorbehalt gem. § 1 NVwVfG i. V. m. § 36 Abs. 2 Nr. 5 VwVfG im Falle von Zuwiderhandlungen dient der erforderlichen Vermeidung nicht genehmigter bzw. vermeidbarer Beeinträchtigungen der Tier- und Pflanzenwelt.

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 1, 3, 5 und 13 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz i. V. m. § 1 der Allgemeinen Gebührenordnung (AllGO) sowie der Nr. 64.1.16 des Kostentarifs zur AllGO. Die Höhe der Kosten entnehmen Sie dem Ihnen gesondert zugehenden Kostenfestsetzungsbescheid.

VI. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist einzulegen bei 

(Name der UNB mit Adresse).


Mit freundlichen Grüßen

